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Betr.: Anwendung der OECD-Verrechnungspreisgrundsätze 1995 

 

Der Fiskalausschuss der OECD hat am 27. Juni 1995 eine revidierte Fassung des OECD-

Berichts „Verrechnungspreise und Multinationale Unternehmen“ (1979) zur Veröffentlichung 

freigegeben. Der Rat der OECD hat in einer am 13. Juli 1995 verabschiedeten Empfehlung 

den Mitgliedstaaten der OECD ua empfohlen, 

 dass ihre Steuerverwaltungen bei der Überprüfung sowie bei der gegebenenfalls 

erforderlichen Berichtigung von Verrechnungspreisen zwischen verbundenen 

Unternehmen für Zwecke der Ermittlung der steuerpflichtigen Einkünfte die Grundsätze 

im Bericht 1995 befolgen, um Fremdpreise für Geschäfte zwischen verbundenen 

Unternehmen zu erhalten, wobei auf den Bericht in seiner Gesamtheit und auf die 

wechselseitigen Zusammenhänge zwischen den verschiedenen Kapiteln Bedacht zu 

nehmen ist, sowie 

 dass die Steuerverwaltungen die Steuerpflichtigen dazu anhalten, die Grundsätze im 

Bericht 1995 zu befolgen und dass sie zu diesem Zweck den Bericht 1995 in ihren 

Staaten veröffentlichen und gegebenenfalls in die Landessprache(n) übersetzen lassen. 

In Verfolg der letztgenannten Empfehlung wurde seitens des BMfF in Zusammenarbeit mit 

der Eidgenössischen Steuerverwaltung eine deutsche Übersetzung der neuen 

Verrechnungspreisgrundsätze erstellt. In Entsprechung der oa. Ratsempfehlung wird daher 

der Inhalt dieses revidierten OECD-Berichtes beim Vollzug der von Österreich 
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abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen in dem Maße zu berücksichtigen sein, als 

er in der österreichischen Rechtsordnung (unter Berücksichtigung der 

Doppelbesteuerungsabkommen und der einschlägigen Judikatur der Höchstgerichte) 

Deckung findet. 

Über die gesetzlichen Bestimmungen hinausgehende Rechte oder Pflichten werden durch 

diese Ausführungen nicht begründet. 

 

8. Juli 1996 

Für den Bundesminister:  

Dr. Loukota 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 
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